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Abstract zur Dissertation „Polska polityka wschodnia – Die Außenpolitik der polnischen 
Regierung seit 1989 gegenüber den östlichen Nachbarstaaten Polens (Russland, Litauen, 

Weißrussland, Ukraine)“  
 

Während die Ziele „Sicherheit“ und „Europa“ der polnischen Außenpolitik nach 1989 mit 
dem Beitritt zu Europarat, NATO und EU bereits nahezu gelöst sind und die in diesem 
Zusammenhang auftretenden Probleme in den Rechts- und Sozialwissenschaften in West und 
Ost schon in breiterem Rahmen diskutiert wurden, steht vor allem die westliche systematische 
Forschung zur polnischen Ostpolitik nach 1989 noch am Anfang. Dies mag zum Teil an in 
Westeuropa fehlenden profunden Sprach- und Landeskenntnissen oder vermeintlich fehlender 
tagespolitischer Aktualität liegen. Jedoch ist offensichtlich, dass das Thema nach dem EU-
Beitritt Polens und der damit einhergehenden direkten Nachbarschaft der Union mit 
Weißrussland und der Ukraine auf der Brüsseler Agenda weit nach vorne gelangen wird.  
 
Theoretisch-methodisch stützt sich die Arbeit auf moderat-konstruktivistische Ansätze 
(PAFE-Ansatz der Universität Trier), verfolgt einen qualitativen Ansatz und stützt sich 
bewusst auf den wichtigsten außenpolitischen Akteur eines Staates – die Regierung. Im Falle 
Polens verdienen neben dem Ministerrat vor allem der Präsident und der Senat, die zweite 
Kammer des polnischen Parlamentes, besondere Aufmerksamkeit. Ferner konzentriert sich 
die Dissertation auf eine Analyse des (nicht notwendig entgegengesetzt gerichteten) Diskurses 
und Verhaltens. Die empirischen Ergebnisse der Dissertation sind insbesondere Resultat 
eines zweijährigen Forschungsaufenthaltes in Warschau mit Studienreisen nach Kaliningrad, 
Vilnius, Minsk, Grodno, Lemberg und Kiev.   
 
Die Dissertation präsentiert ihre Ergebnisse in drei Fallstudien: zur polnischen Minderheit 
in Litauen, Weißrussland und der Ukraine, zur polnischen Außenwirtschaftsförderung nach 
Osteuropa und zu den Regelungen und der Bedeutung des Schengener Übereinkommens für 
die polnische Ostgrenze nach Polens EU-Beitritt. Dabei ergab sich insbesondere ein bis heute 
offener Diskurs zu Minderheitenfragen sowie im Verhalten eine nur schwache Rolle des 
Ministerrates, der in dieser Hinsicht eindeutig vom Senat dominiert wird. In Fragen der 
Außenwirtschaftsförderung ergab sich ein leichtes Übergewicht für die Verfechter der 
„strategischen Partnerschaften“ mit der Ukraine und Litauen und gegen eine Ökonomisierung 
der bilateralen Beziehungen mit osteuropäischen Staaten um jeden Preis. In der Praxis zerstob 
indes aufgrund der fortdauernden instabilen Lage in Osteuropa rasch die Hoffnung, dass die 
GUS-Staaten ein vielversprechender Zukunftsmarkt werden würden. Ferner blieb die 
Eigenkapitalknappheit polnischer Firmen ein Kernhindernis. Die Studie über das Schengener 
Übereinkommen ergab, dass sich der Diskurs nur zögerlich öffnete. Im Verhalten erwies sich 
Warschau dagegen als sehr aktiv und akzeptierte bereits 1993 (mit der Ukraine) bzw. 1997 
(mit Litauen) den visumfreien Reiseverkehr mit zwei seiner vier östlichen Nachbarn, lehnte 
jedoch den von Russland und Weißrussland geforderten visumfreien Reiseverkehr ohne 
Rücknahmeabkommen ab. Gegenüber der EU konnte Polen für die Zeit nach dem EU-Beitritt 
zumindest die Einreise für Ukrainer nach Polen mit einem gebührenfreien Visum durchsetzen.  
 
Im Unterschied zur Zwischenkriegszeit, als Polen von Ost und West bedroht war, selbst 
regionale Vormacht werden wollte, keine allseits anerkannten Grenzen hatte und gerne in der 
Rolle des „Zivilisators“ oder „Retters“ auftrat, erscheint das heutige Polen aus westlicher 
Sicht als so „europäisch“ wie noch nie zuvor in seiner Geschichte.  


